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Agenda

1. Für die kommunale Klimapolitik ist der Wärmesektor besonders bedeutsam

2. Im Wärmesektor steht ein tief greifender Strukturwandel zu erneuerbaren Energien an

3. Die Transformation der kommunalen Wärmeversorgung erfordert eine planerische Steuerung

4. Praxis-Erfahrungen aus anderen Ländern zeigen, wie es geht

5. Ansätze zu einer neuen Fachplanung Wärme in Deutschland
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Für die kommunale Klimapolitik ist der 
Wärmesektor besonders bedeutsam
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Für den Klimaschutz in den Kommunen ist der Wärmesektor essentiell

▪ Etwa die Hälfte des Endenergieverbrauchs in 
Deutschland entfällt auf den Wärme- und 
Kältesektor.

▪ Der größte Teil des Wärmebedarfs wird für die 
Beheizung von Gebäuden benötigt.

▪ Die Wärme muss vor Ort in den Kommunen 
erzeugt werden. Dies erfordert zukünftig Flächen.

▪ Steigende Heizkosten sind auch eine 
soziale Herausforderung für die Kommunen. 

▪ Die Heizkosten von SGBII-Empfängern 
belasten den kommunalen Haushalt.
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Das künftige Verfehlen der Klimaziele im Gebäudesektor wird teuer

▪ Deutschland wird die EU-Ziele im Klimaschutz für das Jahr 2020 verfehlen. 
Ein wesentlicher Grund dafür liegt in den weiterhin zu hohen Emissionen 
im Gebäudesektor.

▪ Nach der verbindlichen EU-Lastenteilungsverordnung aus dem Jahr 2017 
(„effort sharing“) muss Deutschland seine THG-Emissionen außerhalb des 
Emissionshandels bis zum Jahr 2030 gegenüber dem Jahr 2005 um mind. 
38% reduzieren.

▪ Verfehlt Deutschland auch künftig seine Ziele, muss die Bundesregierung 
überschüssige CO2-Reduktionsmengen von anderen EU-Staaten kaufen. 

▪ Agora Energiewende beziffert die Kostenrisiken für den 
Bundeshaushalt bis 2030 auf insgesamt 30-60 Mrd. Euro.
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Im Wärmesektor steht ein tief 
greifender Strukturwandel zu 
erneuerbaren Energien an
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Der Anteil an erneuerbaren Energien im Wärmesektor stagniert bei etwa 14 %

0,0

5,0

10,0

15,0

20,0

25,0

30,0

35,0

40,0

1990 1992 1994 1996 1998 2000 2002 2004 2006 2008 2010 2012 2014 2016 2018

A
n

te
il 

EE
 in

 %

Anteile erneuerbarer Energien am Brutto-Stromverbrauch und Endenergiebedarf Wärme

EE-Strom EE-Wärme

Daten: AGEEStat 12/2019

Nur 14 % EE im 
Wärmesektor, davon 
fast 90 % Biomasse
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Anteil erneuerbarer Energien im Wärme- und Kältesektor in Europa

Deutschland liegt mit 
seinem EE-Anteil im 

Wärmesektor unter dem 
Durchschnitt der EU

Daten: Eurostat 02/2016
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Herausforderung klimaneutraler Gebäudebestand

▪ Die bestehenden Gebäude müssen 
energetisch modernisiert werden, 
neue Gebäude mit einem hohen 
Effizienzstandard errichtet werden.

▪ Fossile Energieträger wie Erdgas, Heizöl 
und Kohle sind langfristig keine Option 
mehr.

▪ Ein starker Ausbau der Nutzung 
erneuerbarer Energien ist erforderlich.

▪ Wärmepumpen, Fernwärme und 
Solarthermie werden wichtige 
Versorgungstechniken.

▪ Starker Ausbau von Wärmenetzen
erforderlich.
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Die Transformation der kommunalen 
Wärmeversorgung erfordert eine 
planerische Steuerung
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Entwicklung einer langfristigen Wärmestrategie als planerische Aufgabe
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▪ Bestandsaufnahme der Wärme- und Kälteinfrastruktur, 
Gebäudetypen und Baualtersklassen sowie des Wärmebedarfs

▪ Untersuchung des Potenzials für erneuerbare Wärme und 
Abwärme 

▪ Kostenvergleich verschiedener Optionen zur klimaneutralen 
Deckung des künftigen Wärme- und Kältebedarfs

▪ Verzahnung mit der Stadt- und Raumplanung

▪ Schwerpunktgebiete für die energetische Gebäudesanierung

▪ Festlegung von Ausbaugebieten für Wärmenetze

▪ Ausweisung von Flächen zur Erzeugung und Speicherung 
erneuerbarer Wärme

Bild: Tobias Wagner, TU München
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Fläche ist die neue Währung!
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▪ Energiegewinnung hat grundsätzlich Flächenbedarf. 

▪ Bisher ist der Flächenbedarf für die Wärmeerzeugung 
planerisch nicht etabliert.

▪ Wärmeerzeugung erfolgt heute noch fast ausschließlich durch 
fossile Brennstoffe, die vor Ort keine Flächen benötigen. 

▪ Die künftig erforderliche Flächenkulisse für die Erzeugung und 
Speicherung von Wärme muss planerisch gesichert werden.

▪ Flächenbedarf für Wärme tritt in Konkurrenz zu anderen 
Nutzungen.

▪ Die Flächeneffizienz der verschiedenen Technologien sollte 
beachtet werden.
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Die Mühen der Ebene: Flächensuche für die Freiflächen-Solarthermie in Liggeringen
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Nach etwa 4 Jahren Planungszeit wurden im Jahr 
2019 in Liggeringen (BaWü) etwa 1.100 m² 
Kollektoren auf einer Freifläche installiert.

Andreas Reinhart (GF der Stadtwerke Radolfzell):
„…die größten Herausforderungen bei der 
Projektentwicklung lagen in der Klärung von 
Grundstücksfragen für das Solarthermiefeld und die 
Heizzentrale“.

Problem: die Flächensuche für ein derartiges Projekt 
erfolgt zu einem Zeitpunkt, bei dem der 
Flächenkuchen bereits verteilt ist. Im FNP und 
Regionalplan sind keine Flächen für Wärme 
vorgesehen.
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Praxis-Erfahrungen aus anderen 
Ländern zeigen, wie es geht
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Wärmeplanung in Europa
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▪ Dänemark ist der Vorreiter einer verbindlichen Wärmeplanung. Das nationale  
dänische Gesetz zur Wärmeversorgung (lov om varmeforsyning) verpflichtet 
die Kommunen seit den 80er Jahren. 

▪ In der Schweiz wird die Energieplanung wird von den meisten Kantonen 
rechtlich geregelt. Es gibt Energiepläne in vielen Städten, die für die 
Kommunen und ihre Unternehmen verbindlich sind.

▪ In Österreich sind verschiedene Bundesländer im Bereich der räumlichen 
Wärmeplanung aktiv. Zum Beispiel: Wiener Fachkonzept 
Energieraumplanung, Sachbereichskonzept Energie des Landes Steiermark.

▪ In Deutschland freiwillige und unverbindliche kommunale Konzepte 
(Klimaschutzkonzepte, Quartierskonzepte etc.), die in der Praxis oft folgenlos 
bleiben.
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Beispiel: Energieplankarte Zürich
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• Räumliche Koordination der 
Versorgung mit Fernwärme, 
Energieverbunde (Nahwärme) 
und Gas. 

• Potenzialanalyse für EE-
Wärme

• Vorranggebiete für Nutzung 
Abwärme, Abwasser, 
Grundwasser und Seewasser

• Rückbau der Gasversorgung 
in Zürich-Nord bis 2024

• Verbindlich für Stadtrat, 
Verwaltung und städtische 
Energieversorger
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Ansätze zu einer neuen Fachplanung 
Wärme in Deutschland
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Mehr-Ebenen-Wärmeplanung 

Raumordnungsrecht
LplG/LEG: Flächen für Nutzung von PV 
und solarer Fernwärme nur als 
Vorranggebiete, Vorbehaltsgebiete oder 
Ausschlussgebiete

Klimaschutzrecht
KSG / Landes Energiekonzept:

Energiewende-Ziel

Dezentralisierung und Regionalisierung 
der Energieerzeugung 

Nutzung EE auf regionaler Ebene

Landesplanung
LEP

Regionalplanung
Regionalplan mit Teilfortschreibung PV und Teilfortschreibung solare Fernwärme

Bauleitplanung
Flächennutzungsplan: 

→ Fläche für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus EE – Sonnenenergie
→ Fläche für Anlagen zur Erzeugung von Wärme aus EE – Sonnenenergie

Bebauungsplan:
→ Sondergebiet für regenerative Energien – Photovoltaik 
→ Sondergebiet für regenerative Energien – Solarthermie

Gegenstromprinzip Anpassungsprinzip

▪ Eine Verpflichtung der Kommunen zur 
Wärmeplanung kann unmittelbar nur 
durch die Länder gesetzt werden (Art. 
84 I 7 GG).

▪ Bei der Schaffung der 
Rechtsgrundlagen für eine 
kommunale Wärmeplanung bedarf es 
einer sorgfältigen Betrachtung der 
Schnittstelle zur Regionalplanung.
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Wärmeplanung: Problem Datengrundlage
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▪ Welche Daten dürfen in welcher Form heraus gegeben werden?

▪ Wie belastbar und detailgenau sind die Grunddaten zum Energieverbrauch, 
Nutzungs- und Versorgungsstruktur?

▪ Kooperation der (städtischen) Versorgungsunternehmen und 
Wohnungsbaugesellschaften?

▪ Jahres- oder Monatsdaten für den Energieverbrauch, gebäudescharf oder 
baublockbezogen?

▪ Individueller Datenschutz bei Wohnungen/Einzelhäusern, 
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, Schornsteinfeger, der Versorger…

▪ Versorgungsart bei Gas- / Wärmenetzen erkennbar?
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Bundesländer als Vorreiter bei der Schaffung einer Datengrundlage 
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Beispiel: § 7 Energiewende- und Klimaschutzgesetz Schleswig-Holstein (2017) 

Regelungen zur Datenbereitstellung 
auch in :

Thüringer Klimagesetz
Hamburger Wärmekatastergesetz
Berliner Energieeinspargesetz
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Bundesländer als Vorreiter bei der Etablierung kommunaler Wärmeplanung
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Hamburg

▪ Städtische Wärmeplanung
▪ Verpflichtende 

Transformationsplanung für 
Wärmenetzbetreiber

▪ Kohleausstieg Fernwärme 
bis 2030

▪ Fernwärmeausbau
▪ Wärmekataster

▪ Verpflichtende 
Transformationspläne für 
Fernwärmebetreiber

▪ Transparenzanforderungen 
an FW-Betreiber

▪ Abwärmekataster
▪ Klima-Gestaltungsplan

▪ Verpflichtende kommunale 
Wärmeplanung (große 
Städte)

▪ Förderung kommunaler 
Wärmeplanung (Städte)

▪ Wärmenetz Ausbau und EE 
Fernwärme als Ziele

Thüringen Baden-Württemberg
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Wenn Sie mehr zu den Rechtsgrundlagen wissen möchten…. ZUR 1/2020
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

Hamburg Institut
Paul-Nevermann-Platz 5
D- 22765 Hamburg
Tel.: +49 (40) 3910 69 89-0
www.hamburg-institut.com

Sprechen Sie uns an:

Dr. Matthias Sandrock


